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A. Bericht des Abgeordneten Bartsch 


Der vom Bundesminister für Vertriebene, Flücht- 
linge und Kriegsgeschädigte mit Schreiben vom 
21. Dezember 1967 vorgelegte Bericht geht auf einen 
Beschluß des Deutschen Bundestages in seiner 169. 
Sitzung vom 26. Februar 1965 zurück. In dem Be- 
schluß ist die Bundesregierung ersucht worden, dar- 
über zu berichten, in welchem Umfange der Such- 
dienst des Deutschen Roten Kreuzes und der kirch- 
lichen Wohlfahrtsverbände fortgesetzt werden muß, 
um das Schicksal von Wehrmachtsangehörigen, ver- 
schleppten Zivilpersonen und vermißten Heimatver- 
triebenen aufzuklären. 

Der Ausschuß für Angelegenheiten der Heimat- 
vertriebenen und Flüchtlinge hat sich mit dem ihm 
überwiesenen Bericht in seiner Sitzung vom 28. März 
1968 befaßt und dabei festgestellt, daß eine Fort- 
führung der Suchdienstarbeiten mindestens bis 1972 
aus humanitären und allgemeinpolitischen Gründen 
unerläßlich ist. So konnte im Jahre 1967 das Schick- 
sal von 20 975 Personen aufgeklärt werden, wobei 
insbesondere die gute und fruchtbare Zusammen- 
arbeit mit dem Sowjetischen Roten Kreuz hervor- 
zuheben ist. Im selben Jahr wurden allerdings mehr 
als 25 000 neue Suchanträge gestellt, und zwar vor- 


nehmlich von Aussiedlern aus den Gebieten jenseits 
von Oder und Neiße und von Personen, die in den 
Ostblockstaaten wohnhaft sind. Daraus und auch aus 
der Zahl von 557 000 Auskünften, die insbesondere 
in Lastenausgleichs- und Rentenangelegenheiten im 
letzten Jahr vornehmlich an Heimatvertriebene er- 
teilt worden sind, ergibt sich die Notwendigkeit, 
diese Arbeit ohne Einschränkung weiter zu führen 
und auch das noch vorhandene Material auszuwer- 
ten. Mit Befriedigung hat der Ausschuß festgestellt, 
daß der Finanzbedarf in Höhe von jährlich 6 Mio DM 
bei der Finanzplanung des Bundes bis 1971 berück- 
sichtigt worden ist. 

Der Ausschuß hält es für erforderlich, daß die 
Bundesregierung einen weiteren Bericht über die 
Suchdienstarbeit für den Zeitraum bis zum 31. De- 
zember 1970 spätestens zum 30. Juni 1971 vorlegt, 
damit danach die sich hier weiter ergebenden Mög- 
lichkeiten geprüft werden können. 

Der Haushaltsausschuß ist im Wege der Mit- 
beratung in seiner Sitzung vom 19. Juni 1968 dem 
Anträge des Ausschusses für Angelegenheiten der 
Heimatvertriebenen und Flüchtlinge beigetreten. 


Bonn, den 25. Juni 1968 


Bartsch 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen: 

1. den Bericht der Bundesregierung zu billigen, 

2. die Bundesregierung zu ersuchen, 

bis zum 30. Juni 1971 erneut über den Stand der 
Angelegenheit zu berichten. 

Bonn, den 25. Juni 1968 

Der Ausschuß für Angelegenheiten 
der Heimatvertriebenen und Flüchtlinge 

Bartsch 

Berichterstatter 


Rehs 

Vorsitzender 
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